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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 7 SF 1/03 B 

 

 

 
………………………………………………………………………………………, 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ..............................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Thüringen, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Familie 
Karl-Liebknecht-Straße 4, 98527 Suhl, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

 

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. September 2003 durch die 

Richter   E i c h e r   - Vorsitzender -,   Dr.  S p e l l b r i n k   und   Dr.  L e i t h e r e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen das Urteil des Thüringer Landessozialgerichts vom 

30. Januar 2003 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten über die Höhe des Blindengeldes nach dem Thüringer Blinden-

geldgesetz (ThürBliGG). Der Kläger wendet sich gegen die pauschale Anrechnung des 

Pflegegeldes nach dem Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) auf das Blindengeld, die 

in § 4 ThürBliGG geregelt ist. 

 

Der im Jahre 1997 geborene Kläger ist mehrfach körperlich und geistig behindert. Er er-

hält von dem Beklagten Blindengeld und von der Pflegekasse Pflegegeld nach dem 

SGB XI. Der Beklagte reduzierte mit Wirkung zum 1. Oktober 1998 das Blindengeld um 

einen Anrechnungsbetrag von 150 DM auf Grund der Leistungen nach dem SGB XI. Wi-

derspruch, Klage und Berufung blieben erfolglos (Urteil des Sozialgerichts Nordhausen 

vom 16. Januar 2002; Urteil des Thüringer Landessozialgerichts <LSG> vom 30. Januar 

2003). Zur Begründung seiner Entscheidung hat das LSG ausgeführt, dass mit der Bewil-

ligung von Pflegegeld eine wesentliche Änderung hinsichtlich der Voraussetzungen für ei-

ne Zahlung von Blindengeld eingetreten sei, weil der Kläger Einkommen erzielt habe, das 

auf den Anspruch auf Blindengeld anzurechnen sei. Dies folge aus § 4 Abse1 und 2 

ThürBliGG. Hiernach würden Leistungen, die Blinde zum Ausgleich der durch die Blind-

heit bedingten Mehraufwendungen nach anderen Rechtsvorschriften erhielten, auch so-

weit es sich um Sachleistungen handele, auf das Blindengeld angerechnet. Der Wortlaut 

des ThürBliGG eröffne nicht die Möglichkeit, jeweils im Einzelnen festzustellen, aus wel-

chem Grund Pflegegeld nach dem SGB XI gezahlt werde, was ggf zu einem Absehen 

von der Anrechnung hätte führen können. Dies widerspreche dem Vereinfachungs- und 

Pauschalierungszweck der Norm. Eine konkrete Prüfung, welchen Anteil die jeweilige Be-

hinderung ausmache, würde dem Sinn und Zweck dieser Vereinfachung in § 4 

ThürBliGG zuwiderlaufen. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil wendet sich der Kläger mit sei-

ner Nichtzulassungsbeschwerde. Er macht eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-

che geltend. Er weist darauf hin, dass das LSG bei ordnungsgemäßer Gesetzesausle-

gung hätte erkennen müssen, dass § 4 Abs 1 ThürBliGG die Tatbestandsvoraussetzun-

gen normiere und § 4 Abs 2 ThürBliGG zur Verwaltungsvereinfachung eine konkrete 

Ausgestaltung regele. Demnach finde § 4 Abs 2 ThürBliGG, nach dem Leistungen nach 

dem SGB XI auf das Blindengeld angerechnet würden, nur Anwendung, wenn die Vor-

aussetzungen des § 4 Abs 1 ThürBliGG vorlägen. Hierfür sei jedoch Voraussetzung, 

dass die Leistungen, die angerechnet würden, für den Blinden gerade zum Ausgleich der 

durch die Blindheit bedingten Mehraufwendungen gewährt würden. Eine Anrechnung von 

Pflegeleistungen nach dem SGB XI komme nur dann in Betracht, wenn diese Pflegeleis-
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tungen gerade wegen der Blindheit oder zumindest überwiegend wegen der Blindheit ge-

währt würden. Eine Anrechnung hätte hier mithin nicht erfolgen dürfen, weil keine Zweck-

identität von Blindengeld und Pflegegeld nach dem SGB XI bestehe. Der sachgerechten 

Beantwortung der Rechtsfrage komme grundsätzliche Bedeutung zu, weil sie über den 

hier vorliegenden Einzelfall hinaus die Interessen der Allgemeinheit berühre. Die Mehr-

heit der Bundesländer hätten in ihren Landesblindengeldgesetzen eine inhaltsgleiche Re-

gelung getroffen, sodass eine Entscheidung der Rechtsfrage im Revisionsverfahren er-

wartet werden könne. Insoweit könne auf Art 4 Abs 3 Bayerisches Blindengeldgesetz, § 5 

Abs 1 Sächsisches Landesblindengeldgesetz, § 4 Abs 1 Hessisches Landesblindengeld-

gesetz, § 3 Abs 2 Landesblindengeldgesetz Mecklenburg-Vorpommern und § 4 Abs 1 

Landesblindengeldgesetz Schleswig-Holstein verwiesen werden. Die Rechtsfrage sei 

auch noch nicht höchstrichterlich entschieden, denn nach Auswertung der Rechtspre-

chung des Bundessozialgerichts liege zu dem hier vorliegenden Fragenbereich noch kei-

ne Entscheidung vor. 

 

Der Beklagte weist darauf hin, dass es sich hier ausschließlich um die Auslegung von 

nicht revisiblem Recht, nämlich Thüringer Landesrecht, handele. Ein Revisionsverfahren 

sei daher gemäß § 162 Sozialgerichtsgesetz (SGG) unzulässig. 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Der geltend gemachte Zulassungsgrund 

der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nicht in der 

gebotenen Weise dargelegt worden. Die Beschwerde war daher ohne Zuziehung der eh-

renamtlichen Richter als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 2 Satz 3 iVm § 160a Abs 4 

Satz 2 2. Halbsatz SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage 

aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbil-

dung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Die 

Beschwerdeführer müssen daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung, ggf sogar des Schrifttums, angeben, 

welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch nicht geklärt sind, weshalb 

eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung 

erwarten lässt (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 39, 59 und 65). 

Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, aufzeigen: 

(1) eine konkrete Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkre-

te) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von 

ihm angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung). Diesen Anforderungen wird die 
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vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. Der Kläger hat zwar hier eine Rechts-

frage von grundsätzlicher Bedeutung formuliert. Es fehlt aber an ausreichenden Darle-

gungen zur Klärungsfähigkeit der Rechtsfrage. Nach § 162 SGG kann eine Revision nur 

darauf gestützt werden, dass das angefochtene Urteil auf der Verletzung einer Vorschrift 

des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des Berufungsgerichts geltenden Vor-

schrift beruht, deren Geltungsbereich sich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus 

erstreckt. Die Beschwerde trägt zwar vor, dass in mehreren Landesblindengeldgesetzen 

von einzelnen Bundesländern inhaltsgleiche Regelungen getroffen worden seien, wie sie 

§ 4 ThürBliGG enthält. Ob dies der Fall ist, kann der Senat auf Grund der Beschwerdebe-

gründung aber schon allein deshalb nicht entscheiden, weil lediglich auf einzelne Para-

graphen in Landesblindengeldgesetzen einzelner Bundesländer hingewiesen wird, ohne 

dass der Inhalt der Regelungen konkret wiedergegeben wird. Es kann jedoch dahinste-

hen, ob eine konkrete Umschreibung der Norminhalte in den jeweiligen Landesblinden-

geldgesetzen ausgereicht hätte, denn die Beschwerde hätte zugleich weiterhin vortragen 

müssen, dass die - lediglich behauptete - Übereinstimmung der Regelungen in den ein-

zelnen Landesgesetzen nicht nur zufällig ist, sondern dass diese bewusst und gewollt 

zum Zwecke der Rechtsvereinheitlichung von den jeweiligen Landesgesetzgebern her-

beigeführt wurde (vgl hierzu nur Meyer-Ladewig, SGG, 7. Aufl, § 162 RdNr 5a mwN; zur 

entsprechenden Rechtslage bei Tarifverträgen stRspr des Senats: vgl nur BSG SozR 

4100 § 117 Nr 14 sowie Urteile vom 25. Juli 1985 - 7 RAr 108/83 -, AuB 1986, 23, und 

Urteil vom 28. Juli 1987 - 7 RAr 3/86 -, NZA 1988, 111; speziell zur Revisibilität der Nor-

men aus den jeweiligen Landesblindengeldgesetzen Zeihe, SGb 2003, S 139). Die Be-

schwerde hätte daher vortragen müssen, dass inhaltlich gleiche Vorschriften in Bezirken 

verschiedener LSG gelten und dass diese Übereinstimmung bewusst und gewollt zum 

Zwecke der Rechtsvereinheitlichung von den Landesgesetzgebern herbeigeführt worden 

ist. Hierzu hätte es ggf sogar einer Auseinandersetzung mit den jeweiligen Gesetzesmoti-

ven der einzelnen Landesgesetzgeber bedurft. 

 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 193 SGG. 
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